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im Sinne von § 2 VRG keine Kosten. Deshalb sind vorliegend keine 
Verfahrenskosten zu erheben. 
 
2.a) Gemäss § 28 Abs. 2 Ziff. VRG ist der obsiegenden Partei zu Lasten des 
Gemeinwesens eine Parteientschädigung zuzusprechen, wenn dessen 
Behörde als Vorinstanz einen Verfahrensfehler oder eine offenbare 
Rechtsverletzung begangen hat. 
 
b) Wie ausgeführt, beruht der angefochtene Entscheid der 
Gesundheitsdirektion vom 3. März 1997 auf einer rechtlichen Würdigung, die 
in wesentlichen Punkten von derjenigen des Regierungsrats abweicht; von 
einer offenbaren Rechtsverletzung kann jedoch dabei nicht gesprochen 
werden. Hingegen hat die Vorinstanz - wie dargelegt - einen Verfahrensfehler 
begangen. Aus diesem Grund rechtfertigt es sich, den Beschwerdeführern 
eine Parteientschädigung zuzusprechen. 
 
 

Der Regierungsrat beschliesst: 
 

1. Die Beschwerde wird gutgeheissen. 
 

2. Es werden keine Verfahrenskosten erhoben. 
 

3. Den Beschwerdeführern wird eine Parteientschädigung von Fr. 
1‘500.-- ausgerichtet. 

 
4. Mitteilung an: 

 
- Rechtsanwalt Edmund Schönenberger, 

Katzenrütistrasse 89, 8153 Rümlang (einschreiben, 2) 
- Gesundheitsdirektion (Beilage: Vorakten) 
- Psychiatrische Klinik Oberwil-Zug, 6317 Oberwil-Zug 
- Finanzverwaltung (Dispositiv Ziff. 3) 
- Sicherheitsdirektion (2) 
 
 

 Zug, 15. Juni 1999 
  
REGIERUNGSRAT DES KANTONS ZUG 
Der Landamman    Der Landschreiber 
        gez. Walter Suter  

 

 

 

 

 

 

 


